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Zusammenfassung

Soziale Aufgaben sind eine notwendige kommunale Leis-

tung zur Abfederung sozialer Disparitäten.  Soziale Ausga-

ben dürfen nicht allein als fiskalische Belastung gesehen 

werden. Gleichwohl binden die Sozialausgaben große Teile 

der kommunalen Kernhaushalte. Insbesondere für Kom-

munen mit sozialpolitischen Problemlagen sind sie eine 

der wichtigsten Ursachen kommunaler Haushaltsnöte. Die 

Sozialausgaben steigen seit vielen Jahren dynamisch. Ein 

Ende dessen ist nicht in Sicht.

Für eine Analyse der Sozialausgaben werden häufig die 

reinen Sozialtransferausgaben nach der Kassenstatis-

tik genutzt, da diese kurzfristig vorliegen. Allerdings sind 

diese Daten keine geeignete Grundlage, um die tatsächli-

che Belastung der Kommunen abzubilden. Denn sie blenden 

zum einen weite Bereiche sozialer Ausgaben aus (z. B. Per-

sonalausgaben, Investitionen, Zuschüsse) und sie bilden die 

einschlägigen Einnahmen für Soziales (z. B. Erstattungen 

von Bund und Ländern) nicht ab.

In den vergangenen Jahren ist eine Vielzahl entlastender 

Maßnahmen durch Bund und Länder zugunsten der Kom-

munen umgesetzt worden. Den Sozialausgaben stehen 

zunehmend spezifische Einnahmen gegenüber, welche die 

Nettobelastung der Kommunen reduzieren. Die vorliegende 

Untersuchung analysiert diese Nettobelastung der Kommu-

nen im regionalen und zeitlichen Vergleich. Sie baut auf der 

Rechnungsstatistik auf. Diese Statistik erscheint zwar mit 

zeitlicher Verzögerung, liefert aber ein vollständiges Bild 

der Ausgaben und Einnahmen. Trotz wachsender Zuweisun-

gen stieg die Nettobelastung aus Sozialausgaben von 2010 

zu 2014 weiter an. Dieser Anstieg war aber deutlich geringer 

als jener der Bruttoausgaben. Über die Hälfte des Brutto-

ausgabenanstiegs wurde durch wachsende Zuweisungen 

von Bund und Ländern aufgefangen. 

Die Belastung aus Nettosozialausgaben weist zwischen den 

Ländern gravierende Unterschiede aus. Sie lag 2014 bei 554 
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Die Charakteristika der „Problemzone Sozialausgaben“ sind 

seit vielen Jahren bekannt. Kaum eine finanzwissenschaft-

liche Untersuchung, kaum ein Symposium, kaum eine poli-

tische Rede zur Lage der Kommunen kommt ohne Verweis 

auf die Entwicklung der kommunalen Sozialausgaben und 

die hiermit verbundenen Probleme aus. 

Im Jahr 2015 beliefen sich die reinen Sozialtransferausgaben  

bundesweit auf fast 54 Milliarden Euro (vgl. Abbildung 1).1 

Sie binden aktuell ein Viertel der Ausgaben in den kommu-

nalen Kernhaushalten und stellen den mit Abstand größten 

Ausgabenposten dar. 

Trotz der anhaltend positiven gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung hat die fiskalische Bedeutung des Aufgabenbe-

reiches Soziales für die kommunalen Haushalte auch in der 

jüngeren Vergangenheit weiter zugenommen. Allein zwi-

schen 2005 und 2015 sind die kommunalen Sozialtransfer-

ausgaben bundesweit um fast 19 Milliarden Euro gestiegen  

(vgl. Abbildung 1). Dies entspricht einer Zunahme um 53 

Prozent.

Die fiskalische Dominanz des Sozialbereiches ist für die 

Kommunen problematisch, denn die eigenen Steuerungs-

optionen auf Höhe und Dynamik der Ausgaben sind infolge 

rechtlicher Leistungsansprüche begrenzt. Eine problema-

tische Sozialstruktur schlägt sich daher in der Regel auch 

in höheren Sozialausgaben nieder. Zudem hat die Sozial-

struktur Auswirkungen auf die Steuerkraft einer Kommune. 

Hohe Sozialausgaben fallen daher tendenziell mit geringe-

ren Steuereinnahmen zusammen. Letztlich variiert die Aus-

gabenbelastung stark zulasten schwacher Kommunen. Die 

Sozialausgaben sind ein bedeutsamer Treiber zunehmender 

Disparitäten. 

Die Zusammenhänge der Sozialausgaben zu Defiziten, Kas-

senkrediten oder Investitionen sind allseits bekannt und 

1	 Hierunter fallen primär Geldzahlungen an Leistungsberechtigte, wie 
z. B. Sozialhilfe oder die Kosten der Unterkunft nach SGB II.

Euro je Einwohner in Bayern und 892 Euro je Einwohner in 

Nordrhein-Westfalen.

Entscheidend für die Handlungsspielräume der Kommunen  

ist, welche allgemeinen Deckungsmittel nach Bedienung 

der Nettosozialausgaben noch zur Verfügung stehen. Diese 

verfügbaren Deckungsmittel stiegen von 2010 zu 2014 in-

folge wachsender Steuern und Zuweisungen um 38 Prozent 

an. Die Absorption der Deckungsmittel durch Sozialausga-

ben sank im Zeitvergleich bundesweit von 49 auf 43 Pro-

zent. Für viele Kommunen bedeutet dies aber nur eine rela-

tive Verbesserung, da nicht etwa Überschüsse generiert, 

sondern lediglich die Defizite gemindert wurden. 

Auch bei der Analyse der Deckungsmittel treten im Länder- 

vergleich erhebliche Unterschiede auf. Die nach Abzug der 

Sozialausgaben verfügbaren Deckungsmittel bewegen sich 

zwischen 625 Euro je Einwohner in Mecklenburg-Vorpom-

mern und 1.242 Euro je Einwohner in Baden-Württemberg.  

Die stärkste Verbesserung ihrer finanziellen Position er-

reichten die Kommunen in Baden-Württemberg und Hes-

sen, da dort das Wachstum der allgemeinen Deckungsmittel 

überproportional ausfiel.

Die Analyse anhand der nordrhein-westfälischen Kom-

munen zeigt, dass die Verbesserung der finanziellen Lage, 

der Zuwachs freier Deckungsmittel, in den sozial schwa-

chen Kommunen überproportional hoch ausfiel.

Infolge der hohen Ausgabendynamik der Sozialaus gaben 

ist die kommunale Finanzsituation weiterhin fragil. Für die 

Kommunen besteht die Aufgabe darin, die Effektivität der 

Maßnahmen zu steigern; zum Wohle der Bürger als auch der 

Haushalte. Der Bund hingegen muss die durch ihn veran-

lassten Ausgaben dauerhaft finanzieren. Die größere Her-

ausforderung liegt jedoch darin, das Wachstum der Sozial-

ausgaben auf ein tragfähiges Niveau zu mindern.

1	 Einleitung
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•	 �Kapitel 3 skizziert die Entlastungen der Kommunen 

durch den Bund in den vergangenen zehn Jahren. 

•	 �Kapitel 4 stellt die Bruttoausgaben den entsprechenden 

Einnahmen gegenüber und berechnet die Nettosozial-

ausgaben im Zeitverlauf und im Ländervergleich. 

•	 �In Kapitel 5 werden die allgemeinen Deckungsmittel der 

Kommunen (primär Steuern und Schlüsselzuweisungen)  

in die Betrachtung einbezogen. Es wird – wiederum im 

Zeit- und Ländervergleich – berechnet, in welchem  

Maße die Nettosozialausgaben diese allgemeinen 

Deckungsmittel binden.

•	 �Kapitel 6 vertieft diese Fragestellung für die Kommunen 

Nordrhein-Westfalens.

Im Ergebnis dieser Untersuchung liegt erstmals eine rea-

listische, bereinigte Analyse der Ausgabenbelastung der 

Kommunen aus Sozialausgaben vor. Die regionalen und 

zeitlichen Trends werden sichtbar. Die Untersuchung soll 

zum einen die Maßnahmen der Vergangenheit auf ihre  

Wirkungen prüfen und zum anderen den Blick öffnen für 

weitere Handlungsansätze. 

empirisch belegt (vgl. BBSR 2012; Junkernheinrich und 

Wagschal 2014; Arnold et al. 2015b). In den vergangenen 

Jahren haben Bund und Länder auf verschiedenen Wegen 

reagiert. Der Bund hat diverse fiskalische Transfers zuguns-

ten der Kommunen umgesetzt. Zahlreiche Länder haben 

die Zweck zuweisungen im Sozial- und Jugendhilfebereich 

erhöht, ihre kommunalen Finanzausgleichssysteme stärker  

an die sozialstrukturellen Herausforderungen angepasst 

und Hilfsprogramme für fiskalisch besonders belastete 

Kommunen aufgelegt (vgl. Arnold et al. 2015a: 124 ff.). Im 

Zuge der Haushaltskonsolidierung schöpfen die Kommunen  

zudem ihre Einnahmenpotenziale aus und erhöhen ihre 

Hebesätze für die Grund- und die Gewerbesteuer.

Der Blick auf die Ausgaben allein vermittelt daher nur noch 

ein unvollständiges Bild der tatsächlichen kommunalen 

Haushaltsbelastung. Denn den Kommunen fließen zuneh-

mend zusätzliche Mittel als Ausgleich der von ihnen zu 

tätigenden Sozialausgaben zu. Im Fokus der vorliegenden 

Untersuchung steht daher folgende Frage:

Wie hat sich im zeitlichen und regionalen Vergleich die  

verbleibende Finanzkraft nach Abzug der Sozialausgaben 

verändert?

Die Untersuchung ist wie folgt aufgebaut:

•	 �Kapitel 2 vermittelt einen Überblick über den Leistungs-

katalog der Kommunen im Bereich Soziales sowie wich-

tige Organisationsaspekte. 

ABBILDUNG 1  Sozialtransferausgaben der Kommunen (Kernhaushalte) Mrd. Euro

Quelle: Statistisches Bundesamt (2005–2014: Rechnungsstatistik; 2015: Kassenstatistik).
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lungsbereiche für den Landesgesetzgeber offen. So ist z. B. 

die Aufgabenorganisation in den Ländern teils sehr unter-

schiedlich geregelt. In Summe existieren, insbesondere mit 

Blick auf die überörtlichen Träger der Sozialhilfe, in den 

dreizehn Ländern dreizehn verschiedene Organisations-

modelle (Geißler und Niemann 2015: 44 ff.).

In Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Mecklenburg-

Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen sind die 

Kommunen (in Form höherer Kommunalverbände) überört-

liche Träger der Sozialhilfe. Sie nehmen die entsprechenden  

Aufgaben wahr und sind zudem für deren Finanzierung ver-

antwortlich. In Brandenburg, Niedersachsen, Rheinland-

Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 

Thüringen ist hingegen das Land der überörtliche Träger. 

Dies bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, dass die hiermit 

verbundenen Aufgaben vollständig durch das Land erbracht 

werden. So erfolgt die Aufgabenwahrnehmung bei der Ein-

gliederungshilfe beispielsweise auch in Ländern, in denen 

Bezogen auf die von den Gemeinden und Gemeindeverbän-

den erbrachten Sozialleistungen kann im Kern zwischen 

vier großen Leistungsblöcken unterschieden werden (vgl. 

Abbildung 2).

Aus Abbildung 2 wird deutlich, dass vollständigerweise von  

„Ausgaben für Jugend und Soziales“ gesprochen werden 

muss.2 Die Bedeutung des SGB VIII steigt, primär infolge  

des Kita-Ausbaus, beständig an. Hieraus erklärt sich zum 

großen Teil das vermeintliche Paradoxon zwischen guter 

Konjunktur und wachsenden Sozialausgaben. Ein Ende des 

Ausgabenanstiegs im SGB VIII ist angesichts steigender 

Betreuungsquoten, Qualitätsstandards und Personalkosten 

im Kita-Bereich nicht absehbar. 

Die Erfüllung all dieser Aufgaben ist den Kommunen durch 

Bundesrecht vorgeschrieben. Gleichwohl bleiben Rege-

2	 Aus sprachlichen Gründen verwenden wir in der Folge nur den Begriff 
„Sozialausgaben“.

2	� Der Leistungskatalog 
„Kommunale Sozialausgaben“ 

ABBILDUNG 2  Leistungskatalog der Kommunen im Bereich Jugend und Soziales

Quelle: Eigene Darstellung.

SGB II Grundsicherung  
für Erwerbslose

SGB VIII Kinder- und 
Jugendhilfe

SGB XII Sozialhilfe AsylBLG*

Kosten der Unterkunft Jugendarbeit/Sozialarbeit Lebensunterhalt Unterbringung und Versorgung

Eingliederung in den Arbeitsmarkt Förderung in der Familie Grundsicherung im Alter Gesundheit

Hilfen zur Erziehung Eingliederung Behinderter

Pflege

Lebenslagen

Kita Gesundheit Arbeitsmarktintegration

*) Asylbewerberleistungsgesetz
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das Land überörtlicher Sozialhilfeträger ist, zum Teil durch 

die kommunale Ebene. Die anfallenden Kosten werden den 

Kommunen jedoch teilweise oder vollständig vom Land 

erstattet. 

Speziell diese Konstellation zeigt die Grenzen einer allein  

an den Ausgaben anknüpfenden Erfassung der kommunalen  

Sozialausgaben auf: Wenn das Land Träger der Eingliede-

rungshilfe ist und die Kommunen ohne eigene Finanzierungs- 

last eingebunden sind, wird die kommunale Haushaltsbe-

lastung systematisch überhöht dargestellt. Dieser Aspekt 

ist vor allem für eine ländervergleichende Betrachtung der 

finanziellen Belastung und ihrer Entwicklung von großer 

Bedeutung.

Eine Möglichkeit, sich dieser Unterschiede zu nähern, ist 

der Kommunalisierungsgrad gemessen an Zuschussbedarfen. 

Er umschreibt, welcher Anteil der gemeinsamen öffentlichen 

Ausgaben von Land und Kommunen in einem Aufgaben-

bereich von den Kommunen aus eigenen Mitteln finanziert 

wird. In keinem Aufgabenbereich sind die Differenzen zwi-

schen den Ländern so groß wie im Bereich der Sozialaus-

gaben. Dort bewegt sich der Kommunalisierungsgrad zwi-

schen 38 Prozent in Thüringen und 85 Prozent in Hessen 

(Arnold et al. 2015a: 21).

Grundsätzlich ist der Katalog kommunaler Sozialleistungen 

ausgesprochen komplex. Zum einen ist er nicht in jedem 

Land gleich (siehe z. B. die Eingliederungshilfe nach SGB 

XII), zum anderen haben die Leistungen ganz unterschied-

liche Charaktere. Wir finden z. B. Geldleistungen, Infra-

struktur, Beratung und persönliche Dienstleistungen. Auch 

der Begriff „kommunal“ selbst ist nicht eindeutig, denn 

dahinter verbergen sich mit den kreisangehörigen Gemein-

den, kreisfreien Städten, Kreisen und Bezirken bzw. höhe-

ren Kommunalverbänden vier Körperschaftstypen, die in 

allen Ländern in unterschiedlichem Maße betroffen sind. 
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3	� Entlastungen der Kommunen durch 
den Bund

Vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise und historischen 

Finanzierungsdefizite berief der Bundestag im März 2010 

eine Gemeindefinanzreformkommission ein. Gemäß des 

Arbeitsauftrages wurden auch Ansätze zur Entlastung von 

Sozialausgaben geprüft. Im Ergebnis stand eine schrittweise 

Übernahme der Ausgaben der Grundsicherung im Alter 

und bei Erwerbsminderung durch den Bund. Der Finanzie-

rungsanteil des Bundes stieg von 16 Prozent in 2011, über 

45 Prozent in 2012 und 75 Prozent in 2013 auf 100 Prozent 

ab 2014.4 Die Gelder werden als Erstattung über die Länder-

haushalte abgewickelt. 

Ein weiteres gewichtiges sozialpolitisches Feld sind die Kin-

derbetreuungsleistungen nach SGB VIII. Mit dem Beschluss 

von Bund, Ländern und Kommunen zum Ausbau der U3- 

Betreuung 2007 ging auch ein neuer Zweig finanzieller  

Zuschüsse des Bundes an die Kommunen einher. Der Bund 

förderte den Ausbau der Betreuungskapazitäten mit rund 

vier Milliarden Euro in den Jahren 2008 bis 2013. Die Inves-

titionshilfen flossen über das Sondervermögen „Kinder-

betreuungsausbau“, die Betriebskosten über die Umsatz-

steuerverteilung. Ab dem Jahr 2014 sollten jährlich rund 770 

Millionen Euro als Betriebskostenanteil fließen. Die Beträge 

wurden im Kontext der innerstaatlichen Beschlussfassung 

über den EU-Fiskalvertrag aufgestockt. Die Investitions-

kosten stiegen um rund 581 Millionen Euro, die jährlichen 

Betriebskosten um 75 Millionen Euro. 

Die finanzstatistische Untersuchung dieses Beitrags fokus-

siert auf die Jahre 2010 bis 2014. Doch auch die entlastenden 

Maßnahmen der Folgejahre sollen nicht unerwähnt bleiben. 

Bereits der 2013 geschlossene Koalitionsvertrag für die 17. 

Legislaturperiode des Bundestages sieht Entlastungen der 

Kommunen auf unterschiedlichen Wegen vor. Die Stärkung 

der kommunalen Finanzkraft wird als „prioritäre Maß-

nahme“ gelistet. 

4	 BT-Drs. 17/7141.

Die Forderung der Kommunen an den Bund, zusätzliche  

Anteile der Sozialausgaben zu finanzieren, reicht Jahr-

zehnte zurück. In den vergangenen Jahren ist der Bund die-

ser Forderung in so vielfacher Weise nachgekommen, dass 

eine vollständige Übersicht kaum noch möglich erscheint. 

Gleichwohl wird an dieser Stelle eine kursorische Darstel-

lung versucht.

Weit vor der Betrachtungsperiode der vorliegenden Analyse 

lag das Inkrafttreten des SGB II 2005. Diese Reform wirkt 

jedoch nach. Eine Motivation des Bundesgesetzgebers zur  

Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für 

Erwerbsfähige war die Entlastung der Kommunen von der 

Sozialhilfe (Hassel und Schiller 2010). Um diese Entlastung  

zu erreichen, wurde der Finanzierungsanteil des Bundes an 

den eigentlich kommunal zu tragenden Kosten der Unter-

kunft (KdU) eingeführt. Dieser Finanzierungsanteil wurde 

in den Folgejahren regelmäßig angepasst, um dem Ent-

lastungsziel zu entsprechen. Seit 2014 liegt die reguläre 

Beteiligungsquote des Bundes an den KdU (mit Ausnahme 

der Länder Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg, die 

höhere Finanzierungsanteile erhalten3) – bei 27,6 Prozent. 

Die Gelder werden als Erstattung über die Länderhaushalte 

abgewickelt. 

Besondere sozialpolitische Gründe führten seit 2011 zu zu-

sätzlichen Erhöhungen des Bundesanteils an den KdU. In den 

drei Jahren 2011 bis 2013 erfolgte eine befristete Aufstockung 

um 2,8 Prozentpunkte zur Finanzierung u. a. der Schulsozial-

arbeit. Im Jahr 2011 trat eine unbefristete Aufstockung hinzu, 

welche allerdings der Finanzierung der neu eingeführten Bil-

dungs- und Teilhabeleistungen für bedürftige Kinder – und 

somit zusätzlich anfallender Ausgaben – diente. Im Jahr 2014 

gewährte der Bund zudem eine einmalige zusätzliche Entlas-

tung von 25 Millionen Euro, um die kommunalen Kosten der 

Zuwanderung aus Südosteuropa zu dämpfen.

3	 Für Rheinland-Pfalz beträgt die Beteiligungsquote regulär 37,6 Pro-
zent, Baden-Württemberg erhält eine Bundesbeteiligung in Höhe von 
31,6 Prozent.
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nach Schätzungen des Bundes auf insgesamt rund 5,5 Milli-

arden Euro. Schon vor dem Inkrafttreten der dauerhaften  

Kostenbeteiligung hat der Bund den Ländern und Kommu-

nen im Jahr 2015 insgesamt zwei Milliarden Euro Soforthilfe 

zur Abfederung der Flüchtlingskosten gewährt. Diese Mit-

tel wurden ebenfalls über den Länderanteil an der Umsatz-

steuer verteilt.

In den Jahren 2016 bis 2018 übernimmt der Bund des Wei-

teren die kommunal zu tragenden Kosten der Unterkunft 

(SGB II) von anerkannten Asylbewerbern vollständig. Der 

Bund rechnet hierfür mit Kosten in Höhe von 400 Millionen 

Euro in 2016 und 900 Millionen bzw. 1,3 Milliarden Euro in 

den Jahren 2017 und 2018. Die Verteilung der Mittel erfolgt 

über die Leistungsbeteiligung des Bundes an den KdU. Der 

Bund hat zudem eine Nachfolgeregelung für den Zeitraum 

ab 2019 in Aussicht gestellt.

Die politischen Beweggründe, Entlastungswege und Wir-

kungen für die Kommunen sind in Gänze kaum exakt  

darstellbar. Mit dem Fortschreiten der Jahre und diver-

ser Detailänderungen gerät der eigentliche Entlastungs-

zweck oft in Vergessenheit bzw. lässt sich ein Vergleich zum 

ursprünglichen Status quo nicht mehr herstellen. Grund-

sätzlich führen die Leistungen des Bundes nicht zu einer 

Minderung der Bruttosozialausgaben der Kommunen. Sie 

erhöhen, ob zweckgebunden oder nicht, die kommunalen 

Einnahmen. Erfolgt die Finanzierung über die Umsatz- 

steueranteile der Länder, ist die Weiterleitung an die Kom-

munen und damit das Entlastungsziel nicht garantiert. 

Gleichzeitig korrespondieren die zusätzlichen Mittel mit 

einem Zuwachs an Sozialausgaben, sodass die Entlastung 

nur eine relative ist. 

In Bezug auf die Sozialausgaben betrifft dies drei Maß- 

nahmen:

•	 �die „Sofortentlastung“ für die Jahre 2015 bis 2017,

•	 �die Unterstützung des KITA-Ausbaus und Betriebs

•	 �die dauerhafte Entlastung der Kommunen in Höhe von  

5 Milliarden Euro jährlich ab 2018.

In den Jahren 2015 und 2016 flossen jeweils eine Milliarde  

Euro hälftig über eine Aufstockung der Bundesbeteiligung  

an den KdU und über einen höheren Anteil der Kommunen  

an der Umsatzsteuer zulasten des Bundes. Im Jahr 2017 wird 

die Entlastung auf 2,5 Milliarden Euro aufgestockt. Die  

Verteilung erfolgt dabei zu 3/5 (1,5 Milliarden Euro) über den 

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer und zu 2/5 (1 Milliarde 

Euro) über die Bundesbeteiligung an den KdU. 

Ebenso beschlossen wurde für die Jahre 2016 bis 2018 eine 

Aufstockung des erwähnten Sondervermögens „Kinderbe-

treuungsausbau“ um 550 Millionen Euro und jährlich 100 

Millionen Euro mehr für die Betriebskosten, finanziert über 

den Umsatzsteueranteil der Länder. 

Fiskalisch das größte Volumen nimmt die ab 2018 fließende  

Entlastung der Kommunen in Höhe von fünf Milliarden Euro 

jährlich ein. Diese Entlastung wird über drei Wege erfolgen:

•	 �Der größte Teil der Mittel – 2,4 Milliarden Euro jährlich –  

wird über die Aufstockung des Gemeindeanteils an der 

Umsatzsteuer fließen.

•	 �Zum Zweiten wird die Leistungsbeteiligung des Bundes  

an den KdU dauerhaft um bundesweit 1,6 Milliarden 

Euro pro Jahr angehoben. Die reguläre Beteiligungsquote 

des Bundes an den KdU erhöht sich entsprechend.

•	 �Zudem wird ein Entlastungsbetrag von bundesweit einer  

Milliarde Euro jährlich über den Länderanteil an der 

Umsatzsteuer verteilt, der von den Ländern an die Ge-

meinden und Gemeindeverbände weitergereicht werden 

soll.

Die Entwicklung der Flüchtlingszahlen ab dem Jahr 2015 war 

Anlass für eine Reihe bedeutsamer Beschlüsse. In diesem  

Kontext sind insbesondere zwei Entlastungsmaßnahmen zu 

nennen: 

Ab dem Jahr 2016 beteiligt sich der Bund dauerhaft an den  

Kosten der Länder und Kommunen für die Unterbringung  

und Versorgung von Flüchtlingen. Die Beteiligung in Höhe 

von 670 Euro je Flüchtling und Monat erfolgt über den Län-

deranteil an der Umsatzsteuer. Im Jahr 2016 belief diese sich 

8
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4	 Einnahmen und Ausgaben 

wenig separat ausgewiesen wie Einnahmen, die im Rahmen 

der Leistungserbringung erzielt werden. 

Detaillierte Daten zum Sozialbereich werden erst mit der 

Rechnungsstatistik veröffentlicht. Sie sind frühestens im 

zweiten auf das Berichtsjahr folgenden Jahr verfügbar. Auch 

dieser Umstand ist dafür verantwortlich, dass die Transfer-

ausgaben in der öffentlichen Wahrnehmung der kommuna-

len Sozialausgaben eine so herausgehobene Rolle spielen. 

Die Rechnungsstatistik ermöglicht sehr viel weiter gehende 

Aussagen. Anders als die Kassenstatistik weist diese die 

kommunalen Ausgaben (und Einnahmen) nicht nur nach 

„Arten“ aus (z. B. Personalausgaben oder Sozialtransfer-

ausgaben, Steuereinnahmen oder Kostenerstattungen), 

sondern stellt diese zusätzlich auch nach Aufgabenberei-

chen sowie nach einzelnen Leistungen („Produkten“) dif-

ferenziert dar. Die Rechnungsstatistik ermöglicht auf diese 

Weise die gesamthafte Erfassung aller Ausgaben, die im 

Rahmen der Leistungserbringung im Aufgabenbereich  

Soziales getätigt wurden. Diese Maximalvariante bildet den 

Gegenpol zu den Sozialtransferausgaben der Kassenstatis-

tik, die als Sozialausgaben im engeren Sinne verstanden  

werden können. Darüber hinaus können über die Rech-

nungsstatistik auch die dem Sozialbereich zuzuordnenden 

Einnahmen berücksichtigt werden. 

Im Hinblick auf die vorliegende Fragestellung sind die weite 

Erfassung der kommunalen Sozialausgaben und die Einbe-

ziehung entsprechender Einnahmen elementar. Die folgen-

den Analysen basieren daher auf der Rechnungsstatistik  

der kommunalen Kernhaushalte.

Abbildung 3 gibt einen Überblick über die Höhe und Struk-

tur der kommunalen Sozialausgaben im Jahr 20145. 

5	 Das Berichtsjahr 2014 stellt zum Zeitpunkt der Bearbeitung die aktu-
ellste Veröffentlichung der kommunalen Rechnungsergebnisse dar.

Berichte zur aktuellen Lage der Kommunalhaushalte ver-

wenden zumeist die auch im Rahmen der Kassenstatistik  

ausgewiesenen sogenannten Sozialtransferausgaben. Hier-

bei handelt es sich um die kommunalen Ausgaben, die ganz 

unmittelbar mit der Leistungserbringung im Sozialbereich  

zusammenhängen, z. B. Zahlungen für Leistungen der Sozi-

alhilfe oder für die KdU nach dem SGB II. Der Vorteil der 

Kassenstatistik ist die schnelle und vierteljährliche Verfüg-

barkeit. Ausgaben, die nur mittelbar mit der Aufgabentätig-

keit zusammenhängen (z. B. für das Personal in der Sozial-

verwaltung oder für die Bewirtschaftung der genutzten 

Gebäude) werden in diesem Zusammenhang jedoch ebenso 
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ABBILDUNG 3  Kommunale Bruttoausgaben im Sozial-

bereich nach Ausgabearten 2014 Höhe und Zusammensetzung

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes. Rechnungsstatistik 2014.
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Diesen Ausgaben standen im Jahr 2014 Bruttoeinnahmen  

von rund 34,5 Milliarden Euro gegenüber (vgl. Abbildung 

4).7 Die größte Position bildeten mit rund 40 Prozent die 

Zuweisungen von Bund und Ländern für laufende Zwecke  

(u. a. Einnahmen aus der Beteiligung des Bundes an den 

KdU gemäß SGB II). 

Einnahmen aus Kostenerstattungen von Bund und Ländern 

machten im Jahr 2014 rund 30 Prozent der kommunalen 

Einnahmen im Sozialbereich aus. Diese Einnahmen umfas-

sen u. a. die Erstattungen des Bundes für die Grundsiche-

rung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII. 

15 Prozent der Einnahmen im Sozialbereich stammten aus 

Entgelten (u. a. Kita) sowie für den Ersatz von gewährten  

Sozialleistungen (z. B. Unterhaltsansprüche, Rückzahlung  

gewährter Hilfen oder Zahlungen sonstiger Leistungs-

pflichtiger). 

Darüber hinaus erhielten die Kommunen im Sozialbe-

reich übrige Einnahmen in annähernd gleicher Höhe (15 

Prozent).8 

In Abbildung 5 sind die kommunalen Bruttoausgaben für 

Soziales nach Leistungsbereichen differenziert dargestellt.9 

Den mit Abstand größten Ausgabeposten bildeten im Jahr 

2014 die Ausgaben nach SGB VIII. Diese banden gut 41 Pro-

zent der kommunalen Sozialausgaben. Dieses Ergebnis 

ist insofern aufschlussreich, als der Ausgabenanteil des 

SGB VIII bezogen auf die üblicherweise verwendeten Sozi-

altransferausgaben der Kassenstatistik mit 18 Prozent  

weniger als halb so groß ist und deutlich unter dem Aus- 

gabenanteil der Leistungen nach SGB XII und SGB II liegt. 

Da Leistungen des SGB VIII einen geringen Anteil an Trans-

ferausgaben beinhalten (ca. 25 Prozent), unterzeichnet die 

Kassenstatistik diese Ausgaben in sehr hohem Maße. Zum 

7	 Spiegelbildlich zu den Bruttoausgaben sind auch die Bruttoeinnah-
men noch nicht um Doppelzählungen bereinigt und enthalten noch 
den Zahlungsverkehr zwischen Körperschaften gleicher Ebene sowie 
haushaltstechnische Verrechnungen. Die Doppelzählungen haben ein 
Gesamtvolumen von rund 3,8 Milliarden Euro. Die bereinigten Ein-
nahmen, die die genannten Doppelzählungen nicht enthalten, belie-
fen sich im Jahr 2014 im Aufgabenbereich Soziales und Jugend dem-
entsprechend auf rund 30,7 Milliarden Euro. Auch im Hinblick auf die 
Einnahmen gilt: Die nachfolgenden Darstellungen und Berechnungen 
basieren stets auf den von Doppelzählungen befreiten „bereinigten 
Einnahmen“.

8	 Hierunter fallen beispielsweise Kostenerstattungen und Zuweisun-
gen bzw. Zuschüsse für laufende Zwecke von gleicher Ebene (d. h. von 
Kommunen) oder von sonstigen Bereichen.

9	 Im Gegensatz zur Darstellung nach Arten sind die nach Leistungs- 
bereichen differenzierten kommunalen Ausgaben und Einnahmen  
bereits um Doppelzählungen bereinigt. Ihre Summe ergibt somit die 
bereinigten Ausgaben bzw. Einnahmen, die den kommunalen Ge-
samtausgaben im Aufgabenbereich Soziales und Jugend entsprechen.

Demnach haben die Kommunen im Jahr 2014 bundesweit 

Bruttoausgaben6 in Höhe von fast 86 Milliarden Euro getä-

tigt. Den mit 57 Prozent überwiegenden Teil dieser Ausga-

ben machten Transferausgaben – d. h. die kommunalen  

Sozialausgaben im engeren Sinne – aus. Die zweitgrößte 

Position bildeten mit 22 Prozent die Ausgaben für Kostener-

stattungen sowie für Zuweisungen und Zuschüsse an Dritte 

(z. B. an Wohlfahrtsverbände, die im Auftrag der kommuna-

len Sozial- und Jugendhilfeträger tätig wurden). Die kom-

munalen Ausgaben für den Personaleinsatz im Sozial- und 

Jugendhilfebereich machten 2014 bundesweit rund 15 Pro-

zent der Bruttosozialausgaben aus. Sachaufwand und Inves-

titionsausgaben betrugen im selben Zeitraum knapp fünf 

Prozent.

6	 Die Bruttoausgaben enthalten alle Ausgabearten einschließlich des 
Zahlungsverkehrs zwischen Körperschaften gleicher Ebene (hier: 
Zahlungsverkehr zwischen Kommunen) und den sogenannten haus-
haltstechnischen Verrechnungen (z. B. kalkulatorische Kosten). Sie 
sind demzufolge noch nicht von Doppelzählungen der Ausgaben be-
reinigt (im Gegensatz zu den – aus diesem Grunde so genannten – 
 „bereinigten Ausgaben“) und überzeichnen die Ausgabenbelastung.  
(Im Jahr 2014 beträgt die auf Doppelzählungen zurückzuführende 
Überzeichnung mehr als 4 Milliarden Euro, wie der Vergleich mit den 
bereinigten Ausgaben im Aufgabenbereich Soziales und Jugend er-
kennen lässt.) Aus diesem Grund wird in den nachfolgenden Darstel-
lungen und Berechnungen stets auf die „bereinigten Ausgaben“ zu-
rückgegriffen. Die nach Ausgabearten differenzierte Darstellung der 
kommunalen Ausgaben im Sozialbereich kann jedoch nur für die 
Bruttoausgaben erfolgen, da eine Bereinigung der einzelnen Ausga-
bearten um den Zahlungsverkehr zwischen Kommunen und um die 
haushaltstechnischen Verrechnungen nicht möglich ist.

ABBILDUNG 4  Kommunale Bruttoeinnahmen im Sozialbe-

reich nach Einnahmearten 2014 Höhe und Zusammensetzung

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes.
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Analog zu den zuvor dargestellten Ausgaben gibt Abbildung 6  

einen nach Leistungsbereichen differenzierten Überblick 

über die im Sozialbereich erzielten bereinigten Einnahmen.

Bezogen auf alle Kommunen beliefen sich diese im Jahr 

2014 in den kommunalen Kernhaushalten auf fast 31 Milli-

arden Euro. 

Der größte Teil der Einnahmen (36 Prozent) entfiel auf  

Leistungen nach SGB XII. Ähnlich groß war der Umfang 

der Einnahmen aus SGB VIII. 18 Prozent der Einnahmen im 

Sozialbereich stehen in Zusammenhang mit dem SGB II.  

Ein – noch – geringer Anteil entfiel zum damaligen Zeit-

punkt auf das Asylbewerberleistungsgesetz (3 Prozent) und 

Sonstiges (9 Prozent).

Wie bei den Ausgaben weisen auch die Einnahmen der  

verschiedenen Sozialleistungen strukturelle Unterschiede 

auf: Im SGB II und Asylbewerberleistungsgesetz stammen 

die Einnahmen zu mehr als 90 Prozent aus Kostenerstat-

tungen und Zuweisungen von Bund und Ländern. Im SGB 

VIII kommt hingegen den Entgelteinnahmen (Gebühren, 

zweckgebundene Abgaben, Beiträge) eine größere Bedeu-

tung zu.

Vergleich belief sich der Anteil der Transferausgaben im 

SGB XII auf mehr als 94 Prozent. Im SGB II lag er bei fast  

85 Prozent. 

Den Großteil der Ausgaben im SGB VIII (74 Prozent) tätigten 

die Kommunen für Personal, Sachaufwand sowie Zuweisun-

gen und Zuschüsse an Dritte (z. B. Kita-Träger wie Wohl-

fahrtsverbände, Kirchen oder Elterninitiativen). In der 

Kassenstatistik werden diese Ausgabearten nicht nach Auf-

gabenbereichen differenziert erfasst und ausgewiesen.

Die Sozialhilfe (SGB XII) bildete im Jahr 2014 mit Gesamt-

ausgaben in Höhe von 33 Prozent den zweitgrößten Aus-

gabeposten, gefolgt vom Leistungsbereich SGB II mit 18 

Prozent. Die Ausgaben auf Grundlage des Asylbewerber-

leistungsgesetzes (AsylBLG) summierten sich im Jahr 2014 

bundesweit auf gut zwei Prozent der kommunalen Sozial-

ausgaben.10 Sonstige soziale Leistungen11 machten sechs 

Prozent aus.

10	 Der große Zuwachs im Bereich Asyl erfolgte erst ab dem Jahr 2015. 
Gleichzeitig entfällt nur ein Teil der Flüchtlingskosten auf das 
AsylBLG.

11	 In der vorliegenden Untersuchung sind hierunter folgende Positio-
nen zusammengefasst: Soziale Einrichtungen (ohne Einrichtungen 
der Jugendhilfe), Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
Förderung von Trägern der Wohlfahrtspflege, Unterhaltsvorschuss-
leistungen, Betreuungsleistungen, Hilfen für Heimkehrer und politi-
sche Häftlinge, Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 6b BKKG, 
Sonstige soziale Hilfen und Leistungen.

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes.
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Durch die Gegenüberstellung der kommunalen Ausgaben 

und Einnahmen im Sozialbereich lässt sich die Ausgaben-

deckungsquote der Leistungen ermitteln (vgl. Abbildung 7).

Im Jahr 2014 waren im Bundesdurchschnitt knapp 38 Pro-

zent der in den Kernhaushalten getätigten Sozialausgaben 

durch aufgabenspezifische Einnahmen gedeckt. Besonders 

groß war die Deckungsquote im Asylbewerberleistungsge-

setz, in dem die erzielten Einnahmen (fast ausschließlich 

Kostenerstattungen und Zuweisungen aus dem staatlichen 

Bereich) 52,7 Prozent der getätigten Ausgaben deckten. 

Am geringsten war die Ausgabendeckungsquote im SGB 

VIII, dem Aufgabenfeld mit den höchsten Gesamtausgaben 

und der größten Ausgabendynamik im Zeitvergleich (31,4 

Prozent). Die Ausgabendeckungsquote im Leistungsbereich 

SGB II entsprach mit 37,6 Prozent dem Durchschnittswert 

aller Sozialausgaben. Beim SGB XII lag die Deckungsquote 

mit 41,3 Prozent über dem Durchschnitt.

Im Vergleich der Zahlen für 2010 und 2014 wird deutlich,  

dass die Ausgabendeckungsquoten durchaus beachtlich 

gestiegen sind. Im SGB II spiegelt sich der höhere Bundes-

anteil an den KdU wider; im SGB XII die Übernahme der 

Grundsicherung im Alter. Die große Entlastung im Bereich 

Asyl begann erst ab 2016. Im SGB VIII ist die Ausgaben-

deckungsquote im Vergleich gering und stabil. Angesichts 

der hohen Volumina und Ausgabendynamik in diesem 

Bereich ist dies für die Kommunen eine nachteilige Situa-

tion. 

ABBILDUNG 7  Ausgabendeckungsquoten im Aufgabenbereich Soziales und Jugend nach Leistungsbereichen in den Jahren 

                                    2010 und 2014 in Prozent; bereinigte Einnahmen in Relation zu den bereinigten Ausgaben

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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Zunahme um 5,1 Milliarden Euro zu verzeichnen gewesen; 

mithin ein Plus von 11 Prozent. 

Die fiskalische Belastung der Kommunen ist demzufolge 

auch in den vergangenen Jahren gestiegen. Allerdings liegt 

die tatsächliche Belastungszunahme für die kommunalen 

Haushalte mit +5,1 Milliarden Euro deutlich niedriger als 

das Wachstum der Bruttoausgaben. Denn 60 Prozent des 

Ausgabenanstiegs wurden durch die ebenfalls gestiegenen 

Einnahmen im Sozialbereich kompensiert.

Die zuvor dargestellten Daten erfassten jeweils die Ge-

samtheit der Kommunen in den Flächenländern. Diese 

Perspektive ist mit Blick auf die Frage nach der fiskali-

schen Belastung der Kommunen unzureichend, denn die 

Sozialbelastung divergiert regional stark. In den nach- 

folgenden Abbildungen werden daher zusätzlich die ein-

zelnen Länderwerte dargestellt. 

Durch Subtraktion der Einnahmen von den Ausgaben im 

Sozialbereich ergeben sich die kommunalen Nettosozial-

ausgaben. Hierbei handelt es sich um denjenigen Teil der 

kommunalen Sozialausgaben, der nicht durch aufgaben-

spezifische Einnahmen gedeckt ist und der daher von der 

Kommune durch eigene Finanzmittel (v. a. Einnahmen aus 

Steuern, allgemeinen Umlagen und nicht zweckgebunde-

nen Zuweisungen) finanziert werden muss. Die Nettosozi-

alausgaben bilden somit die tatsächliche finanzielle Belas-

tung der kommunalen Haushalte ab. 

In Abbildung 8 sind diese drei Größen für die Jahre 2010 

bis 2014 dargestellt. Die Bruttosozialausgaben sind im aus-

gewählten Zeitraum um 13,3 Milliarden Euro bzw. 19,4 Pro-

zent gestiegen. Im gleichen Zeitraum haben die dem Sozi-

albereich zuzuordnenden Einnahmen um 8,2 Milliarden 

Euro zugelegt (+36,4 Prozent). Für die Nettosozialausgaben 

der Kommunen ist im Zeitraum 2010 bis 2014 somit eine 

5	� Höhe und Entwicklung der finanziellen 
Belastung aus Sozialausgaben auf 
Länderebene

ABBILDUNG 8  Bruttoausgaben, Einnahmen und Nettoausgaben* der Kommunen im Sozialbereich Mrd. Euro

*) Bereinigte Ausgaben abzgl. bereinigte Einnahmen
Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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•	 �Letztlich bestehen in einigen Sozialleistungen (z. B. Hil-

fen zur Erziehung nach SGB VIII) kommunalindividuelle  

Entscheidungsspielräume, die zu unterschiedlichen 

Strategien, Hilfearten, Standards und Ausgaben führen. 

Wie das Ausgabenniveau weist auch die Ausgabenentwick-

lung zwischen 2010 und 2014 erhebliche Unterschiede  

zwischen den Ländern auf. Im Durchschnitt sind die Brutto-

ausgaben der Kommunen im Sozialbereich in diesem Zeit-

raum um 187 Euro je Einwohner gestiegen (21 Prozent). 

Bezogen auf die Länderaggregate reichte die Entwicklungs-

spanne von +101 Euro je Einwohner in Brandenburg bis +256 

Euro je Einwohner in Nordrhein-Westfalen.

In Abbildung 10 ist die fiskalische Nettobelastung der  

Kommunen aus Sozialausgaben im Jahr 2014 nach Ländern 

dargestellt.

Im Flächenländerdurchschnitt beliefen sich die kommu-

nalen Nettoausgaben auf 682 Euro je Einwohner. Zwischen 

2010 und 2014 sind diese im Mittel um 75 Euro je Einwohner 

gestiegen (+12 Prozent). Besonders gering waren die Netto-

ausgaben in Bayern; hier betrug die kommunale Haushalts-

belastung durch Soziales und Jugend 2014 im Durchschnitt 

554 Euro je Einwohner und lag damit 128 Euro je Einwohner  

unter dem Flächenländerdurchschnitt. Auch die Belastungs-

zunahme zwischen 2010 und 2014 ist in Bayern mit +30 

Euro je Einwohner weit unterdurchschnittlich ausgefallen. 

Mit Abstand am höchsten waren die kommunalen Netto-

ausgaben für Soziales in Nordrhein-Westfalen und Hessen. 

Mit Werten von 892 bzw. 860 Euro je Einwohner lag die fis-

Abbildung 9 hat nochmals die Ausgaben der Kommunen 

im Aufgabenbereich Soziales zum Gegenstand. Die Diffe-

renzierung nach Ländern lässt die große Spannweite der 

kommunalen Ausgaben erkennen, und zwar sowohl im 

Hinblick auf das Ausgabenniveau als auch hinsichtlich der 

Ausgabenentwicklung. Die niedrigsten Pro-Kopf-Ausga-

ben wiesen im Jahr 2014 die Kommunen im Saarland sowie 

in Sachsen-Anhalt auf (870 bzw. 906 Euro je Einwohner). 

Am höchsten war das Pro-Kopf-Ausgabenniveau in Nord-

rhein-Westfalen (1.323 Euro/Einwohner) und Hessen (1.231 

Euro/Einwohner). Im Flächenländerdurchschnitt tätigten 

die Kommunen im Aufgabenbereich Soziales und Jugend 

Gesamtausgaben in Höhe von 1.090 Euro je Einwohner. 

Die Varianz des Pro-Kopf-Ausgabenniveaus im Länder-

vergleich kann im Wesentlichen auf vier Einflussfaktoren 

zurückgeführt werden: 

•	 �Sie sind Resultat der sozialstrukturellen Unterschiede 

zwischen den Ländern, die eine divergierende Inan-

spruchnahme von Sozialleistungen nach sich ziehen.

•	 �Sie gehen zurück auf die zwischen den Ländern variie-

rende Einbindung der Kommunen in die Leistungser-

bringung Soziales (Kommunalisierungsgrad).

•	 �Die Länder besitzen teils Spielräume für landesrecht-

liche Vorgaben in Hinblick auf Leistungsangebote und 

Standards. 

ABBILDUNG 9  Bruttoausgaben der Kommunen im Sozialbereich Euro je Einwohner (Mrd. Euro in Klammern)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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Landes werden finanzstatistisch als aufgabenspezifische 

Einnahmen im Bereich Soziales erfasst und reduzieren 

auf diese Weise die Nettoausgabenbelastung der Kom-

munen.

Die vorangegangenen Erläuterungen bezüglich Brandenburg 

und Thüringen machen ein Problem deutlich, dass speziell  

im Zusammenhang mit ländervergleichenden Untersu-

chungen beachtet werden muss: Selbst die vollständige – d. h. 

sämtliche Ausgaben und Einnahmen in diesem Leistungs-

bereich berücksichtigende – Erfassung der kommunalen 

Ausgabenbelastung bietet aufgrund institutioneller Unter-

schiede keine Gewähr dafür, dass nicht doch „Äpfel mit  

Birnen“ verglichen werden. Speziell die Ausgestaltung des 

kommunalen Finanzausgleichs und hier insbesondere der 

Anteil zweckgebundener bzw. allgemeiner Zuweisungen 

spielt eine wichtige Rolle: In Ländern, die einen größeren 

Teil ihrer Finanzausgleichsmittel in Form von zweckgebun-

denen Zuweisungen (z. B. als Zuweisungen für bestimmte 

soziale Zwecke) an die Kommunen ausreichen, erscheint die 

fiskalische Belastung der Kommunen durch den Sozialbe-

reich aufgrund der höheren aufgabenspezifischen Einnah-

men geringer als in Ländern, die die Zuweisungen primär in 

Form von Schlüsselzuweisungen gewähren. 

Das skizzierte Vergleichbarkeitsproblem lässt sich verrin-

gern, indem den kommunalen Nettoausgaben für Soziales  

die zu ihrer Finanzierung erforderlichen allgemeinen 

Deckungsmittel der Kommunen gegenübergestellt werden. 

Dieser Schritt ist schon deswegen nahe liegend, da beide 

kalische Belastung der Kommunen durch den Sozial- und 

Jugendhilfebereich hier 210 bzw. 178 Euro über dem Flächen-

länderdurchschnitt.

Im Hinblick auf die Entwicklung reichte die Spanne im Be-

trachtungszeitraum von +3 Euro je Einwohner in Branden-

burg bis +198 Euro je Einwohner in Thüringen. In diesen 

Extremfällen sind die Entwicklungen jedoch durch Modifi-

kationen im Aufgabenbereich verzerrt: 

•	 �Die Zunahme der kommunalen Nettosozialausgaben in 

Thüringen ist wesentlich Resultat der dortigen Finanz-

ausgleichsreform im Jahr 2013. Unter anderem wurde 

damals die zuvor bestehende Zweckbindung eines Groß-

teils der Zuweisungen aufgehoben. Die Mittel werden  

seither als allgemeine Deckungsmittel ausgereicht. Da 

ein Teil der vormals zweckgebundenen Zuweisungen 

dem Sozialbereich zuzuordnen war, sind die aufgaben-

spezifischen Einnahmen in diesem Bereich durch die 

Überführung der Mittel in die Schlüsselmasse im Jahr 

2013 spürbar zurückgegangen. In der Konsequenz steht 

ein finanzstatistischer Anstieg der Nettosozialausgaben. 

•	 �Das zwischen 2010 und 2014 stabile Niveau der kommu-

nalen Nettosozialausgaben in Brandenburg lässt sich 

auf eine Änderung in der Finanzierung der Sozialhilfe 

zurückführen. Seit 2011 erstattet das Land den Kommu-

nen die mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben (v. a. 

Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege) verbundenen 

Ausgaben fast vollständig. Diese Kostenerstattungen des 

ABBILDUNG 10  Nettosozialausgaben* der Kommunen im Ländervergleich Euro je Einwohner (Mrd. Euro in Klammern)

*) Bereinigte Ausgaben abzgl. bereinigte Einnahmen im Sozialbereich
Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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beliefen sich im Jahr 2010 in Summe auf 94,6 Milliarden 

Euro. Bis 2014 stiegen die Deckungsmittel um 23,6 Milliar-

den Euro (25 Prozent) auf 118,2 Milliarden Euro. Nach Abzug 

der Nettosozialausgaben verblieben den Kommunen im Jahr 

2010 allgemeine Deckungsmittel in Höhe von 48,5 Milliar-

den Euro. Im Jahr 2014 beliefen sich die nicht durch Sozial- 

ausgaben gebundenen Finanzmittel der Kommunen auf 

67,0 Milliarden Euro. Dies entspricht einer Zunahme um 

18,5 Milliarden Euro (38 Prozent).

Die Entwicklung der Deckungsmittelabsorptionsquote 

bestätigt den Eindruck. Die fiskalische Belastung der Kom-

munen ist im Betrachtungszeitraum – zumindest bezogen 

auf die gewählten Haushaltspositionen und für die Summe 

aller Kommunen – zurückgegangen. Im Jahr 2010 mussten 

die Kommunen im Flächenländerdurchschnitt 49 Prozent 

ihrer allgemeinen Deckungsmittel zur Deckung der Net-

tosozialausgaben verwenden. Im Jahr 2014 belief sich die 

Deckungsmittelabsorptionsquote auf 43 Prozent.

Abbildung 12 zeigt die allgemeinen Deckungsmittel, die  

den Kommunen nach Abzug der Nettosozialausgaben zur 

Verfügung standen, im Ländervergleich. Im Flächenländer- 

durchschnitt belief sich ihr Niveau im Jahr 2014 auf 892 

Euro je Einwohner. Die Spanne reichte dabei von 625 Euro  

je Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern bis 1.242 Euro  

Positionen finanzstatistisch miteinander kompatibel sind. 

Denn, wie bereits zu Beginn des vorliegenden Kapitels aus-

geführt wurde, bilden die Nettosozialausgaben denjenigen  

Teil der Ausgaben, der durch allgemeine Deckungsmittel 

finanziert werden muss. 

Mit Blick auf die vorliegende Fragestellung bieten sich hier-

bei zwei Kennzahlen an: 

•	 �Die „Deckungsmittelabsorptionsquote der Sozialausga-

ben“ erfasst, welcher Anteil der allgemeinen Deckungs-

mittel (Steuern, allgemeine Zuweisungen) durch die 

Nettosozialausgaben gebunden wurde. 

•	 ��Spiegelbildlich dazu kann die Höhe der „verbleibenden  

allgemeinen Deckungsmittel“ in Euro je Einwohner 

ermittelt werden; also jene Mittel, die nicht durch die 

kommunalen Sozialausgaben gebunden waren.

In Abbildung 11 sind erneut die Nettosozialausgaben der 

Kommunen für den Zeitraum 2010 bis 2014 dargestellt. Wie 

bereits in Abbildung 7 handelt es sich um den Summenwert 

der Kommunen aller Flächenländer. Zwischen 2010 und 

2014 sind diese Ausgaben um 5,1 Milliarden Euro (11 Pro-

zent) auf 51,2 Milliarden Euro gestiegen. Zusätzlich zu den 

Nettosozialausgaben ist auch die Entwicklung der allge-

meinen Deckungsmittel der Kommunen12 abgebildet. Diese 

12	 In der vorliegenden Untersuchung sind diese definiert als der Sum-
menwert der kommunalen Einnahmen aus Steuern (netto), steuer-
ähnlichen Einnahmen, Schlüsselzuweisungen, Bedarfszuweisungen 
sowie sonstigen allgemeinen Zuweisungen.

ABBILDUNG 11  Kommunale Nettosozialausgaben* und allgemeine Deckungsmittel Mrd. Euro

*) Bereinigte Ausgaben abzgl. bereinigte Einnahmen
Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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sozialausgaben sinken, zum anderen können die allgemei-

nen Deckungsmittel steigen. Abbildung 13 stellt diese bei-

den Faktoren im Ländervergleich dar. 

Die differenzierte Darstellung lässt erkennen, dass die 

überdurchschnittlich positive Entwicklung in Hessen (+352 

Euro/Einwohner), Baden-Württemberg (+350 Euro/Ein-

wohner) und Niedersachsen (+281 Euro/Einwohner) auf den 

starken Anstieg der allgemeinen Deckungsmittel zurückzu-

führen ist.

Die unterdurchschnittliche Entwicklung der nicht durch  

den Sozialbereich gebundenen Deckungsmittel in Sachsen- 

Anhalt (+71 Euro/Einwohner) und Mecklenburg-Vorpom-

mern (+88 Euro/Einwohner) lässt sich gemäß Abbildung 13  

auf das Zusammenwirken einer erhöhten Zunahme der 

Nettobelastung aus Sozialausgaben in Verbindung mit einer 

unterdurchschnittlichen Entwicklung der allgemeinen 

kommunalen Deckungsmittel zurückführen.

In der differenzierten Darstellung ebenfalls gut erkennbar 

ist die bereits im Zusammenhang mit Abbildung 10 erläu-

terte Finanzausgleichsreform in Thüringen. Die im Jahr 2013 

vorgenommene Überführung eines Teils der zweckgebunde-

nen Zuweisungen in die Schlüsselmasse hat gleichermaßen 

zu einem überdurchschnittlichen Anstieg der Nettosozial-

ausgaben (u. a. aufgrund der verringerten Zuweisungen für 

soziale Zwecke) sowie der allgemeinen Deckungsmittel (auf-

grund der aufgestockten Schlüsselmasse) geführt.

je Einwohner in Baden-Württemberg.13 Pro Einwohner 

haben die Kommunen in Baden-Württemberg nach dieser  

Betrachtung das Doppelte der Mittel zur Verfügung, wie 

jene in Mecklenburg-Vorpommern. 

Zwischen 2010 und 2014 sind die nicht durch Sozialausga-

ben gebundenen allgemeinen Deckungsmittel im Flächen-

länderdurchschnitt um 253 Euro je Einwohner gestiegen  

(40 Prozent). Auch hier offenbart der Ländervergleich große 

Entwicklungsunterschiede: Besonders positiv haben diese 

sich in Hessen (+352 Euro/Einwohner), Baden-Württemberg 

(+350 Euro/Einwohner) und Bayern (308 Euro/Einwohner) 

entwickelt. Besonders gering war der Zuwachs der nicht 

durch Sozialausgaben gebundenen allgemeinen Deckungs-

mittel in Sachsen-Anhalt (+71 Euro/Einwohner) sowie 

Mecklenburg-Vorpommern (+88 Euro/Einwohner). 

Die Entwicklung der nicht durch Soziales gebundenen all-

gemeinen Deckungsmittel kann auf zwei Faktoren beruhen: 

Zum einen können infolge höherer Erstattungen die Netto-

13	 Der hohe Wert in Baden-Württemberg ist jedoch stark durch die dor-
tige Finanzausgleichsumlage verzerrt: Einen erheblichen Teil der im 
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs gewährten – und zu den 
allgemeinen Deckungsmitteln zählenden – Schlüsselzuweisungen  
finanzieren die Kommunen in Baden-Württemberg über die in § 1a  
des Gesetzes über den kommunalen Finanzausgleich geregelte Finanz-
ausgleichsumlage selbst. Im Jahr 2014 belief sich das Aufkommen  
aus der Umlage, das zur Aufstockung der Finanzausgleichsmasse  
verwendet wird, auf ca. 3 Milliarden Euro (etwa 300 Euro/Einwohner). 
Die Finanzausgleichsmasse wiederum wurde im Jahr 2014 in Baden-
Württemberg zu rund 60 Prozent in Form von Schlüsselzuweisungen 
an die Kommunen ausgereicht.

ABBILDUNG 12  Umfang und Entwicklung der allgemeinen Deckungsmittel, die den Kommunen nach Abzug der Netto-

                                       sozialausgaben* verbleiben im Ländervergleich Euro je Einwohner (Mrd. Euro in Klammern)

*) Bereinigte Ausgaben abzgl. bereinigte Einnahmen im Sozialbereich
Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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Festzuhalten ist jedoch auch, dass in keinem Land die Net-

tosozialausgaben gesunken sind. Trotz deutlich gestiegener 

Erstattungen sind die Kommunen also weiterhin mit einem 

Anstieg der Soziallasten konfrontiert. Glücklicherweise geht 

dieser jedoch einher mit positiver Konjunktur.

ABBILDUNG 13  Entwicklung der kommunalen Nettosozialausgaben* sowie der allgemeinen Deckungsmittel zwischen 2010 

                                       und 2014 im Ländervergleich Euro je Einwohner

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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Umlagen von Kommunen und abzüglich der kommuna-

len Auszahlungen für allgemeine Umlagen an Gemeinde-

verbände dargestellt. Durch diese Abgrenzung wird auch die 

individuelle Kostenbelastung der Gemeinden und Kreise für 

die überörtlichen Sozialhilfeträger (in Nordrhein-Westfalen 

wird diese Aufgabe von zwei höheren Kommunalverbänden 

wahrgenommen) berücksichtigt, die zum Großteil durch die 

von den kreisfreien Städten und Kreisen erhobene Land-

schaftsumlage finanziert werden.

Die Quantifizierung der durch den Aufgabenbereich Sozia-

les verursachten Haushaltsbelastung erfolgt wiederum zum 

einen auf der Grundlage der kommunalen Nettosozialaus-

gaben und zum anderen über die nicht durch den Sozial-

bereich gebundenen allgemeinen Deckungsmittel. Die 

Berechnungsergebnisse sind – getrennt nach kreisfreien 

Städten und Gesamtkreisen – in den Abbildungen 14 und 15 

dokumentiert.

Im Hinblick auf die kommunalen Nettosozialausgaben  

lassen sich keine wesentlichen Entwicklungsunterschiede 

zwischen den sozialstrukturellen Vergleichsgruppen fest-

stellen. Die Zahlen deuten somit nicht darauf hin, dass die 

Ausgabenentwicklung in Kommunen mit schwierigen sozi-

alstrukturellen Bedingungen im Betrachtungszeitraum 

dynamischer verlaufen wäre. Bei den kreisfreien Städten ist 

sogar das Gegenteil der Fall: Hier sind die Nettosozialaus-

gaben zwischen 2010 und 2014 mit +48 Euro je Einwohner 

deutlich weniger gestiegen als in der Vergleichsgruppe  

(+118 Euro/Einwohner). Die zusätzlichen Entlastungen 

haben offenbar die sozial schwachen Städte in höherem 

Maße erreicht. Im kreisangehörigen Bereich haben sich 

die Nettosozialausgaben mit +79 Euro je Einwohner in der 

Gruppe der Kommunen mit überdurchschnittlicher Arbeits-

losenquote und +60 Euro je Einwohner bei den Kommunen 

mit unterdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit ähnlich entwi-

ckelt (vgl. Abbildung 14).

Bekanntermaßen zeichnen sich sowohl die Sozialausga-

benbelastung als auch die allgemeinen Deckungsmittel 

durch große interkommunale Unterschiede aus. Es stellt 

sich daher die Frage, ob die auf der Auswertung aggregierter 

Daten (Summe der Flächenländer sowie Länderaggregate) 

beruhenden Erkenntnisse auch auf einzelne Gruppen von 

Kommunen übertragbar sind. Dieser Frage wird am Beispiel 

nordrhein-westfälischer Kommunen nachgegangen. 

Im Zentrum steht dabei der Vergleich der nicht durch 

den Aufgabenbereich Soziales gebundenen allgemeinen 

Deckungsmittel von Kommunen mit über- und unterdurch-

schnittlicher Sozialbelastung im Zeitraum 2010 bis 2014. 

Die Sozialbelastung wird dabei anhand der jeweiligen  

Arbeitslosenquote erfasst. Betrachtungsebene sind die 

Kreise, d. h. den Gegenstand der Untersuchung bilden 

die kreisfreien Städte sowie die sogenannten „Gesamt-

kreise“, die sich aus dem Summenwert der kreisangehöri-

gen Gemeinden eines Kreises und seiner Kreisverwaltung 

zusammensetzen. Aufgrund der strukturellen Unterschiede 

werden die beiden Gruppen getrennt voneinander in den 

Blick genommen.

Die Nettosozialausgaben werden, wie in der vorangegange-

nen Untersuchung für die Flächenländer und Länder- 

aggregate auch, durch die Saldierung der kommunalen  

Ausgaben und Einnahmen im Aufgabenbereich Soziales 

gebildet. 

Auch die finanzstatistische Abgrenzung der allgemeinen  

Deckungsmittel ist weitgehend identisch mit der voran-

gegangenen Untersuchung auf Länderebene. Anders als 

in der aggregierten Betrachtung müssen die allgemeinen 

Deckungsmittel bei der einzelgemeindlich angelegten Ana-

lyse jedoch auch den ebeneninternen Zahlungsverkehr 

für allgemeine Umlagen an Gemeindeverbände abbilden. 

Die kommunalen Einzahlungen aus Steuern, steuerähnli-

chen Abgaben und allgemeinen Zuweisungen werden dem-

entsprechend zuzüglich der Einzahlungen aus allgemeinen 

6	� Untersuchung am Beispiel nordrhein-
westfälischer Kommunen
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kreisfreien Städte mit überdurchschnittlicher Arbeits-

losenquote zwischen 2010 und 2014 stärker gestiegen 

sind als in der Vergleichsgruppe (+204 Euro/Einwohner 

gegenüber +121 Euro/Einwohner).

•	 �Ein zweiter Grund sind die seit 2011 im Rahmen des 

sogenannten „Stärkungspaktes“ bis zum Jahr 2020 

abschmelzend gewährten Konsolidierungshilfen (vgl. 

Arnold et al. 2015a: 124–136). Diese werden als Zuwei-

sungen ohne Zweckbindung ausgereicht und zählen 

daher ebenfalls zu den allgemeinen Deckungsmitteln. 

Von diesen Zuweisungen haben mehrheitlich kreisfreie 

Städte mit überdurchschnittlicher Arbeitslosenquote 

profitiert. Im Jahr 2014 beliefen sich deren Einnah-

men aus Stärkungspaktmitteln im Durchschnitt auf 116 

Euro je Einwohner. In der Vergleichsgruppe der kreis-

freien Städte mit unterdurchschnittlicher Arbeitslosig-

keit betrugen die Einnahmen aus Konsolidierungshilfen 

in 2014 durchschnittlich 21 Euro je Einwohner.

Trotz der deutlichen Verbesserung lag das Niveau der 

nicht durch den Sozialbereich gebundenen allgemeinen 

Deckungsmittel in den kreisfreien Städten mit überdurch-

schnittlicher Arbeitslosenquote jedoch auch 2014 mit 909 

Euro je Einwohner mehr als 10 Prozent unter dem Niveau 

der sozialstrukturell weniger belasteten Vergleichsgruppe 

(1.023 Euro/Einwohner).

Abbildung 15 bestätigt den auf der Grundlage der Nettoso-

zialausgaben gewonnenen Eindruck. Aus der Entwicklung 

der nicht durch die Nettosozialausgaben gebundenen allge-

meinen Deckungsmittel lassen sich keine Hinweise auf eine 

schlechtere Entwicklung in den sozialstrukturell belastete-

ren Kommunen entnehmen. Im Hinblick auf die kreisfreien 

Städte ist sogar wiederum das Gegenteil der Fall: In der 

Gruppe der kreisfreien Städte mit überdurchschnittlicher 

Arbeitslosenquote sind die nicht durch Nettosozialausgaben 

gebundenen allgemeinen Deckungsmittel zwischen 2010 

und 2014 mit +304 Euro je Einwohner sogar deutlich stär-

ker gestiegen als in der Gruppe der kreisfreien Städte mit 

unterdurchschnittlicher Arbeitslosenquote. Hierfür können 

– im Kern – zwei Gründe genannt werden: 

•	 �Zum einen wurde nach 2010 der Verteilmechanismus 

des kommunalen Finanzausgleichs im Zuge der soge-

nannten „Grunddatenaktualisierung“ auf eine aktuel-

lere Datenbasis gestellt. Eine Folge dieser Aktualisie- 

rung war, dass das Gewicht des – für die Bemessung der 

Schlüsselzuweisungen bedeutsamen – Soziallastenansat-

zes gegenüber dem Wert von 2010 deutlich angehoben 

wurde. Da die Soziallasten im Rahmen des Finanzaus-

gleichs über die Anzahl der SGB-II-Bedarfsgemein-

schaften erfasst werden, die wiederum eng mit der 

Anzahl der Arbeitslosen korreliert sind, überrascht es 

nicht, dass die Schlüsselzuweisungen in der Gruppe der 

ABBILDUNG 14  Nettoausgaben im Aufgabenbereich Soziales und Jugend in den kreisfreien Städten und Gesamtkreisen* in 

                                       Nordrhein-Westfalen Euro je Einwohner
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Im kreisangehörigen Raum ist die Entwicklung der nicht 

durch Nettosozialausgaben gebundenen allgemeinen 

Deckungsmittel in den beiden Vergleichsgruppen ähnlich 

verlaufen. Die fiskalischen Belastungsunterschiede zwi-

schen den Vergleichsgruppen Kommunen mit hoher und 

Kommunen mit geringer Arbeitslosenquote sind demzu-

folge im Betrachtungszeitraum nicht wesentlich gestiegen; 

gesunken sind sie indes auch nicht.

Zumindest für die nordrhein-westfälischen Kommunen 

lässt sich somit festhalten, dass die auf der Grundlage der 

Länderwerte festgestellte moderate Entlastung der Kom-

munalhaushalte im Betrachtungszeitraum auch die Kom-

munen mit überdurchschnittlicher Sozialbelastung erreicht 

hat. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die kreisfreien 

Städte.

ABBILDUNG 15  Nicht durch den Aufgabenbereich Soziales und Jugend gebundene allgemeine Deckungsmittel* der kreisfreien 

                                       Städte und Gesamtkreise** in Nordrhein-Westfalen Euro je Einwohner
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    an Gemeindeverbände
**) Kreisaggregate, bestehend aus den kreisangehörigen Gemeinden eines Kreises sowie seiner Kreisverwaltung
Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben von IT.NRW sowie der Bundesagentur für Arbeit.
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moderate fiskalische Entspannung der Kommunen zu gering 

aus. Ohne positive Konjunktur und die beschlossenen Entlas-

tungen wäre die Finanzlage der Kommunen in der Breite dra-

matisch. Gleichzeitig bedeuten die Transfers von Bund und 

Ländern stets nur eine relative Entlastung, da die Sozialausga-

ben deutlich stärker anstiegen. 

Die Frage nach der Krisentauglichkeit der Kommunalfinan-

zierung ist weiterhin offen. Mit dem nächsten konjunkturel-

len Abschwung gingen die Erfolge verloren, sofern es nicht 

gelingt, die Dynamik der kommunalen (Netto-)Sozialausga-

ben abzubremsen.

Wie kann diese Aufgabe gelingen? Zweifellos müssen die 

Kommunen das ihre tun, die Effektivität der sozialen Leistun-

gen zu steigern. Der Fokus liegt jedoch auf dem Bund. Er muss 

sich dauerhaft und dynamisch an den kommunalen Sozialaus-

gaben beteiligen. Mit Ausnahme der Grundsicherung im Alter 

waren diese Grundsätze bei den Entlastungsmaßnahmen der 

jüngeren Vergangenheit nicht handlungsleitend (vgl. Kapitel 

3). Die Entlastungen werden der Kostendynamik im Sozialbe-

reich nicht gerecht.

Ein weiteres Problem der zuletzt beschlossenen Bundesent-

lastungen ist deren fiskalische Treffgenauigkeit. Häufig pro-

fitieren wirtschaftlich starke Gemeinden und eben nicht jene 

wirtschaftsschwachen Kommunen, die den eigentlichen Aus-

gangspunkt der Entlastungspläne gebildet haben. Dies gilt 

insbesondere für die Aufstockung des Gemeindeanteils an der 

Umsatzsteuer. Auch die Weiterleitung der an die Länder flie-

ßenden Erstattungen wird oft kritisch betrachtet.

Die Entlastung der Kommunen durch den Bund ist gesamt-

staatlich jedoch nur eine Scheinlösung, da die steigenden 

Sozialausgaben lediglich von einer Ebene auf eine andere  

verschoben werden. Für eine dauerhafte Stabilisierung der 

(kommunalen) Finanzen ist die Minderung der Ausgabendy-

namik selbst vonnöten. Auch diese Aufgabe trifft weithin den 

Bund. In der jüngeren Vergangenheit war das Gegenteil der  

Trotz der positiven arbeitsmarktpolitischen Situation sowie 

stark gestiegener Kostenerstattungen durch Bund und Län-

der sind die kommunalen Nettosozialausgaben im Zeitraum 

2010 bis 2014 weiter angestiegen. Ihr Anstieg ist mit 11 Pro-

zent jedoch deutlich geringer ausgefallen als die Bruttoaus-

gaben in diesem Leistungsbereich mit 19 Prozent. Zudem 

wuchsen die zur Abdeckung der Nettoausgaben verfügbaren 

allgemeinen Deckungsmittel im Betrachtungszeitraum stark 

an. Insgesamt hat sich die fiskalische Belastung der Kom-

munalhaushalte durch den Sozialbereich zumindest im Flä-

chenländerdurchschnitt sowie auf der Länderebene sicht-

bar reduziert. Zwischen 2010 und 2014 sind die nach Abzug der 

Nettosozialausgaben verfügbaren allgemeinen Deckungsmit-

tel der Kommunen bundesweit um 18,5 Milliarden Euro bzw. 

38 Prozent gestiegen. 

Für Nordrhein-Westfalen konnte zudem gezeigt werden, dass 

von der fiskalischen Entlastung besonders die sozialstruktu-

rell belasteten Kommunen profitieren konnten. Deren Haus-

haltslage hat sich zwischen 2010 und 2014 in der Gruppe der 

kreisfreien Städte überdurchschnittlich verbessert; auch wenn 

dies für die Mehrzahl der betroffenen Kommunen zunächst 

nur bedeutet, dass sich die dauerhaft bestehenden Defizite 

verkleinert haben. Dies spricht dafür, dass die Entlastungs-

maßnahmen und Hilfsprogramme, die der Bund und einige 

Länder seit 2010 aufgelegt haben, Wirkung gezeigt haben. 

Bei der Bewertung der Ergebnisse sind jedoch auch die Beson-

derheiten des Betrachtungszeitraums 2010 bis 2014 zu berück-

sichtigen. Das Basisjahr 2010 stellte aus kommunaler Sicht 

ein ausgeprägtes Krisenjahr dar, in dem die Kommunen, wie 

schon 2009, tiefrote Zahlen schrieben (vgl. Boettcher und 

Junkernheinrich 2011). Die Folgejahre ab 2011 standen hin-

gegen sowohl konjunkturell als auch im Hinblick auf die in 

diesen Jahren getroffenen gemeindefinanzpolitischen Ent-

scheidungen unter ausgesprochen positiven Vorzeichen.

Daher ist auch eine andere Interpretation der Ergebnisse mög-

lich: Angesichts der positiven Umfeldbedingungen fällt die 
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Fall. Getrieben insbesondere von den Ausgaben für Jugend- 

und Eingliederungshilfe sowie von den Kosten der Flücht-

lingsversorgung hat das Wachstum der Sozialausgaben weiter 

zugelegt. Auch das Ende 2016 beschlossene Bundesteilhabe-

gesetz sowie die Neuregelung des Unterhaltsvorschusses läuft 

nach Ansicht von Ländern und Kommunen Gefahr, eine neue 

Kostendynamik auslösen, anstatt die bestehende Dynamik 

abzumindern. 

Die Kommunen (ebenso wie der Bund) begeben sich mehr und 

mehr in die Abhängigkeit einer anhaltend positiven Konjunk-

tur. Es ist fraglich, wie unter diesen Umständen die bisher 

erzielten Fortschritte bei der Sanierung der Kommunalhaus-

halte bewahrt oder gar ausgebaut werden können.
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